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Schriftliche Anfrage David Wüest-Rudin betreffend Quellensteuer-
abzug bei Kapitalleistungen in der beruflichen Vorsorge 
 
Das Büro des Grossen Rates hat die nachstehende Schriftliche Anfrage David Wüest-Rudin dem 
Regierungsrat zur Beantwortung überwiesen: 
 

"Der Kanton Basel-Stadt kennt zusammen mit dem Kanton Luzern eine Besonderheit beim Quellen-
steuerabzug bei Kapitalleistungen aus privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge: Per-
sonen, die keine schlüssigen Angaben über ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt der Fälligkeit ihrer Kapital-
leistung machen oder denen die Kapitalleistung ins Ausland ausbezahlt wird, unterliegen stets der 
Quellensteuer. 
 
Mit dieser Regelung hat der Kanton Basel-Stadt eine Spezialregelung geschaffen im Vergleich zu 
den anderen Kantonen der Deutschschweiz. Für Versicherte ist es in der Tat schwer verständlich 
nachzuvollziehen, weshalb eine Kapitalleistung der Quellensteuer untersteht, wenn der Versicherte 
ein Konto im Ausland angibt, selber aber seit Jahren Wohnsitz in der Schweiz hat und auch nicht be-
absichtigt, daran etwas zu ändern. Andere Kantone ziehen die Quellensteuer nur ab, wenn der Ver-
sicherte seinen Wohnsitz im Ausland hat bzw. wenn er keine schlüssigen Angaben für seinen Wohn-
sitz macht. 
 
Eine weitere Besonderheit stellt der Zeitpunkt dar: im Kanton Basel-Stadt wird auf die Fälligkeit ab-
gestellt (welche keineswegs gleich sein muss wie der Zeitpunkt der Auszahlung), der Kanton Zürich 
beispielsweise jedoch auf den Zeitpunkt der Auszahlung. Wenn eine fällige Leistung erst Jahre spä-
ter vom Versicherten beantragt wird, muss im Zweifelsfall die Quellensteuer abgezogen werden - 
denn wer weiss, wo sich der Versicherte zum Zeitpunkt der Fälligkeit aufgehalten hat? Dies verur-
sacht vor allem eins: Unverständnis beim Versicherten, Aufwand beim Steueramt und finanziellen 
Verlust beim Staat, da die Vorsorgestiftung für die Abführung der Quellensteuer mit einer Provision 
von 2% honoriert wird. 
 
Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Das Steuerharmonisierungsgesetz sieht in Art. 35 Abs. 1 lit. g keinen Quellensteuerabzug vor, 

wenn ein Konto ins Ausland ausbezahlt wird. Weshalb sieht es der Kanton Basel-Stadt in seiner 
Wegleitung gleichwohl vor? 

2. Anerkennt der Regierungsrat, dass mit dieser Regelung Unverständnis und Verärgerung bei den 
betroffenen Versicherten hervorgerufen wird? Ist der Regierungsrat daran interessiert, etwas da-
gegen zu tun? Wenn ja, was? 

3. Wie viele Reklamationen gab es jährlich beim Quellensteueramt aufgrund dieser Regelung? 
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4. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass die Regelung anderer Kantone (z.B. Zürich) kunden-
freundlicher ist? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, seine Praxis zu ändern und die Regelung des Kantons Zürich anzu-
nehmen? Wenn nicht, weshalb nicht? 

 
David Wüest-Rudin" 

 

 
Wir beantworten diese Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
Der Quellensteuer unterliegen Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz, die Renten, Kapitalleistungen oder andere Vergütungen aus privatrechtlichen oder öf-
fentlich-rechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der 
gebundenen Selbstvorsorge erhalten (vgl. § 100 Abs. 1 des kantonalen Gesetzes über die direk-
ten Steuern [StG] vom 12. April 2000 bzw. Art. 95 Abs. 1 und Art. 96 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über die direkte Bundessteuer [DBG] vom 14. Dezember 1990). 
 
Personen, die eine Kapitalleistung aus Vorsorge erhalten, unterliegen dann der Quellensteuer, 
wenn ihnen die Kapitalleistung zu einem Zeitpunkt ausbezahlt wird, in dem sie keinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt (mehr) in der Schweiz haben. Die Quellensteuer ist auch dann zu erheben, wenn 
die Kapitalleistung auf ein schweizerisches Konto überwiesen wird. Personen, die keine schlüssi-
gen Angaben über ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt der Fälligkeit ihrer Kapitalleistung machen oder 
denen die Kapitalleistung ins Ausland ausbezahlt wird, unterliegen stets der Quellensteuer. Steu-
erpflichtig sind auch Personen, die als Folge ihres ausserkantonalen oder ausländischen Wohn-
sitzes nie im Kanton Basel-Stadt Wohnsitz hatten. 
 
Kapitalleistungen unterliegen stets der Quellensteuer. Besteht zwischen der Schweiz und dem 
Staat, in dem der Empfänger der Kapitalleistung seinen Wohnsitz hat, kein Doppelbesteuerungs-
abkommen (DBA), ist der Quellensteuerabzug definitiv. Unterhält aber der Staat, in dem der 
Empfänger Wohnsitz hat, ein DBA mit der Schweiz, steht die Besteuerungskompetenz in der Re-
gel dem Wohnsitzstaat zu. Der Quellensteuerabzug ist in diesen Fällen nicht definitiv, sondern 
dem Steuerpflichtigen steht ein Rückforderungsanspruch zu.  
 
Steht dem Steuerpflichtigen ein solcher Rückforderungsanspruch zu, wird ihm die gesamte in 
Abzug gebrachte Quellensteuer zurückerstattet, wenn er innert drei Jahren nach Fälligkeit das 
vollständig ausgefüllte amtliche Rückerstattungsformular (Formular Q 303) einreicht, wonach die 
Kapitalleistung der zuständigen Steuerbehörde seines ausländischen Wohnsitzstaates bekannt 
ist. Dieses Formular kann bei der kantonalen Steuerverwaltung bezogen werden und ist von der 
Vorsorgeeinrichtung dem Steuerpflichtigen auszuhändigen.  
 
Die Quellensteuern werden im Zeitpunkt der Auszahlung oder Gutschrift der Vorsorgeleistung 
fällig und sind innert 30 Tagen nach Beginn des auf die Fälligkeit folgenden Monats der kantona-
len Steuerverwaltung zu überweisen. 
 
Zu den Fragen des Fragestellers können wir wie folgt Stellung nehmen. 
 
1. Das Steuerharmonisierungsgesetz sieht in Art. 35 Abs. 1 lit. g keinen Quellensteuerab-
zug vor, wenn ein Konto ins Ausland ausbezahlt wird. Weshalb sieht es der Kanton Basel-
Stadt in seiner Wegleitung gleichwohl vor? 
 
Art. 35 Abs. 1 lit. g des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kan-
tone und Gemeinden (StHG) vom 14. Dezember 1990 statuiert folgendes: Dem Steuerabzug an 
der Quelle unterworfen werden, wenn sie keinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der Schweiz haben: im Ausland wohnhafte Empfänger von Leistungen aus schweizerischen pri-
vatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebun-
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denen Selbstvorsorge für diese Leistungen. Die Regelung im StG sagt das gleiche und ist somit 
harmonisierungskonform. Massgeblich ist, dass dem Abzug an der Quelle nur Personen ohne 
steuerlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz unterliegen. Nicht relevant ist hingegen, ob 
die Kapitalleistung auf ein schweizerisches oder ausländisches Konto überwiesen wird. Die Weg-
leitung der Steuerverwaltung des Kantons Basel Stadt zur Quellenbesteuerung enthält auf S. 27 
(Ausgabe 2017) zwar eine Formulierung, wonach Personen, denen die Kapitalleistung ins Aus-
land ausbezahlt wird, stets der Quellensteuer unterliegen. Damit kann aber offensichtlich nicht 
gemeint sein, dass bereits die Auszahlung auf ein ausländisches Konto die Quellensteuerpflicht 
auslöst, obgleich der Vorsorgeempfänger seinen Wohnsitz nach wie vor in der Schweiz hat. Bei 
dieser Sachlage bestünde für den Abzug einer Steuer an der Quelle von vornherein kein Raum. 
Da die Formulierung aber offenbar zu Missverständnissen Anlass gibt, wird sie in der Onlineaus-
gabe pro 2018 der Wegleitung der Steuerverwaltung des Kantons Basel Stadt zur Quellenbe-
steuerung und für die Zukunft dahingehend modifiziert, dass "Personen, die keine schlüssigen 
Angaben über ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt der Fälligkeit ihrer Kapitalleistung machen", stets 
der Quellensteuer unterliegen. An der Praxis der Steuerverwaltung ändert dies nichts. 
 
2. Anerkennt der Regierungsrat, dass mit dieser Regelung Unverständnis und Verärgerung 
bei den betroffenen Versicherten hervorgerufen wird? Ist der Regierungsrat daran interes-
siert, etwas dagegen zu tun? Wenn ja, was? 
 
Es besteht, abgesehen von einer rein redaktionellen Anpassung der Wegleitung, kein Hand-
lungsbedarf. Siehe Frage 1. 
 
3. Wie viele Reklamationen gab es jährlich beim Quellensteueramt aufgrund dieser Rege-
lung? 
 
Dem Ressort Quellensteuer der Steuerverwaltung Basel-Stadt sind keine entsprechenden Re-
klamationen bekannt. 
 
4. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass die Regelung anderer Kantone (z.B. Zürich) 
kundenfreundlicher ist? 
 
Die (gesetzliche) Regelung des Kantons Zürich entspricht - bis auf die fragliche Formulierung in 
der Wegleitung - derjenigen des Kantons Basel-Stadt (vgl. Merkblatt Nr. 29/460 des kantonalen 
Steueramtes über die Quellenbesteuerung privatrechtlicher Vorsorgeleistungen an Personen oh-
ne Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz vom 19. März 2013).  
 
5. Ist der Regierungsrat bereit, seine Praxis zu ändern und die Regelung des Kantons Zü-
rich anzunehmen? Wenn nicht, weshalb nicht? 
 
Eine Anpassung an die Praxis des Kantons Zürich ist nicht notwendig, weil diese bereits mit der-
jenigen des Kantons Basel-Stadt übereinstimmt. Siehe Frage 4. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

   
Elisabeth Ackermann 
Präsidentin 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 


